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Stellungnahme von ARTISET Zürich (Entwurf vom 21.08.2024) 
 
 
Name / Firma / Organisation : ARTISET Zürich 
 
 
Abkürzung der Firma / Organisation : ARTISET ZH 
 
 
Adresse : Thurgauerstrasse 80, 8050 Zürich 
 
 
Kontaktperson : Claudio Zogg, Geschäftsleiter 
 
 
Telefon : +41 44 306 88 44 
 
 
E-Mail : claudio.zogg@artiset-zh.ch 
 
 
Datum : 26.08.2024 
 

Wichtige Hinweise: 
1. Wir bitten Sie, keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
2. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile verwenden. 
3. Wir bitten Sie, Ihre inhaltlichen Kommentare direkt in den Tabellen zu den einzelnen Verordnungen – und nicht beim erläuternden Bericht – zu erfassen. 
4. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 29. August 2024 an folgende E-Mail Adressen: gever@bag.admin.ch sowie 

pflege@bag.admin.ch   
Herzlichen Dank für Ihre Mitwirkung! 
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Bundesgesetz über die Arbeitsbedingungen in der Pflege (BGAP) 
Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung 
    

ARTISET Zürich bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme zur 2. Etappe der Umsetzung der Volksinitiative «Für eine starke 
Pflege (Pflegeinitiative)».  
 
ARTISET Zürich ist der Branchenverband der Dienstleister für Menschen mit Unterstützungsbedarf im Kanton Zürich. ARTISET Zürich 
vertritt 335 Institutionen mit 30'000 Plätzen für Menschen mit Unterstützungsbedarf. Insgesamt beschäftigen die zusammen-
geschlossenen Institutionen 30'000 Mitarbeitende und erbringen Leistungen in den Bereichen Pflege, Betreuung, Wohnen, 
Tagesstätten, Werkstätten und Eingliederungsmassnahmen. 
 
Einleitende Bemerkungen zur Vorlage: 
 
Keine Vorgabe von Arbeitsbedingungen ohne Finanzierung! 
 
Vorschlag auf Ergänzung: Einfügen eines neuen Abschnittes "Finanzierung". 
 
Wir anerkennen den beabsichtigten Zweck des Gesetzes die Pflege als ein wichtiger Pfeiler der medizinischen Versorgung mit 
anforderungsgerechten Arbeitsbedingungen zu stärken und so die Verweildauer im Berufsfeld zu erhöhen. Denn letztendlich möchten 
die Alters- und Pflegeheime ihren Mitarbeitenden gute Arbeitsbedingungen anbieten und so zu ihrer Arbeitszufriedenheit beitragen. 
 
Der Bundesrat legt jedoch mit dem Bundesgesetz über die Arbeitsbedingungen in der Pflege (BGAP) einen Gesetzesentwurf vor, der 
zu Mehrkosten in der Pflege in allen Versorgungsbereichen führen wird. Der Gesetzesentwurf enthält keinerlei Bestimmungen darüber, 
wie diese Mehrkosten zu finanzieren sind. Vielmehr erwartet der Bundesrat gemäss Erläuterndem Bericht vom 8. Mai 2024 (S. 47), 
dass die Leistungserbringer ihre finanziellen Ressourcen umverteilen und so die Mehrkosten auffangen. Eine solche Umverteilung ist 
im Hinblick auf die bestehende Unterdeckung bei den Tarifen und Beiträgen sowie bei der Restfinanzierung schlicht nicht möglich, 
zumal bereits heute eine Unterfinanzierung besteht. Im Entwurf des BGAP sind daher Bestimmungen, welche diese Mehrkosten der 
Leistungserbringer abgelten, zwingend zu ergänzen. Denn ohne die Finanzierung der arbeitsrechtlichen Auflagen droht die Vorlage 
kontraproduktiv zu werden: Sie weckt Erwartungen auf die Verbesserung der Arbeitsbedingungen, welche in der Umsetzung daran 
scheitern, dass die Leistungserbringer (Spitäler, Kliniken, Pflegeinstitutionen, ambulante und intermediäre Institutionen, Spitex-
Organisationen) sie nicht finanzieren können. Eine solche Situation würde zu Umverteilungen, falschen Priorisierungen und zu 
Frustration bei den Pflegenden führen. 
  
Der Bund hat bisher darauf verwiesen, er habe keine Kompetenzen, um die angemessene Abgeltung im Bereich der Pflege zu regeln 
(siehe Faktenblatt_Pflegeinitiative_2. Etappe, S. 4). Diese Argumentation ist nicht nachvollziehbar. Aufgrund folgender 
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Verfassungsbestimmungen steht der Bund sehr wohl in der Verantwortung. Gemäss BV Art. 117b hat der Bund zusammen mit den 
Kantonen die Pflege als wichtigen Bestandteil der Gesundheitsversorgung sicherzustellen und zu fördern und für eine ausreichende, 
allen zugängliche Pflege von hoher Qualität zu sorgen. Gemäss den Übergangsbestimmungen (Art. 197, Ziff. 13, Abs. 1, lit. b.) hat der 
Bund im Rahmen seiner Zuständigkeiten Ausführungsbestimmungen über die angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen zu 
erlassen. Zudem ist der Bund gemäss BV Art. 117 für den Erlass von Vorschriften über die Kranken- und die Unfallversicherung 
zuständig. In diesem Rahmen regelt er unter anderem die Abgeltung der Pflegeleistungen. 
 

1. Vorschlag zur Regelung der Finanzierung 
 

Der vorliegende Entwurf des BGAP wird für die Leistungserbringer Mehrkosten von mehreren hundert Millionen Franken pro Jahr allein 
schon für die Kompensation für kurzfristige, ungeplante Einsätze der Pflegepersonen generieren. Hinzu kommen Mehrkosten von bis 
zu 1,4 Milliarden Franken pro Jahr, falls der Bundesrat von seiner Kompetenz Gebrauch macht, die Wochenarbeitszeit für 
Pflegepersonen auf bis zu 38 Stunden zu verkürzen. Dies geht aus dem Erläuternden Bericht des Bundesrats vom 8. Mai 2024 (S. 48) 
sowie aus der Regulierungsfolgeabschätzung des BSS vom 23. Januar 2024 (RFA, S. 54) hervor. Mit zusätzlichen Mehrkosten für 
weitere Massnahmen ist zu rechnen wie z.B. Senkung der Höchstarbeitszeit von 50 auf 45 Stunden (und die daraus sich ergebende 
Anhäufung von Überzeit und Überstunden, die ausgeglichen werden müssen), Entschädigung von Umkleidezeit, Pausen etc., wobei 
diese Mehrkosten gemäss RFA derzeit nicht genau beziffert werden können.  
 
Die Finanzierung sämtlicher durch das BGAP generierten Mehrkosten muss zwingend geregelt werden. Insbesondere müssen die 
Mehrkosten ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des BGAP durch eine entsprechende Erhöhung der geltenden Tarife abgegolten 
werden, sei dies durch Tarifverhandlungen oder – wenn diese scheitern – mittels Festsetzung durch den zuständigen Kanton. Im 
Bereich der Pflegefinanzierung, die statt durch Tarife durch Beiträge sowie kantonale Restfinanzierung geregelt wird, sind die 
entsprechenden Ansätze ebenfalls zu erhöhen (siehe Abschnitt 2.2). 
 
Gefordert ist also eine Ergänzung des BGAP um einen Abschnitt «Finanzierung». In diesem Abschnitt soll festgehalten werden,  
 

- dass Bund und Kantone verpflichtet sind, ein Finanzierungsmodell zu erarbeiten, welches garantiert, dass die Massnahmen zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Pflege auch umgesetzt werden können, sodass die Verweildauer im Pflegeberuf 
effektiv zunimmt; 
 

- dass die Kantone verpflichtet sind, über die Umsetzung der Massnahmen gemäss BGAP eine Kostenfolgeabschätzung in 
Auftrag zu geben; die Kostenfolgeabschätzung muss strikt neutral ausfallen und von einem unabhängigen Institut durchgeführt 
werden; 
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- dass die durch das BGAP generierten Mehrkosten in allen betroffenen Versorgungsbereichen durch eine entsprechende 
Erhöhung der geltenden Tarife resp. Beiträge vollumfänglich abgegolten werden; 
 

- dass die Krankenpflege-Leistungsverordnung (KLV) entsprechend angepasst wird; darüber hinaus sind, soweit notwendig, 
weitere Anpassungen am geltenden Recht vorzunehmen (namentlich KVG/KVV, UVG/UVV, IVG/IVV, MVG/MVV). 
 

2.1 Vorschlag zur Anpassung der geltenden Tarife ambulant und stationär 
 
Um die Umsetzung des BGAP sicherzustellen, werden die geltenden Tarife in den relevanten ambulanten und stationären 
Tarifsystemen1 erhöht. Die Erhöhung der Tarife soll ab Inkrafttreten des BGAP wirksam werden. Dies bedingt, dass die Tarife 
prospektiv auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens von den Tarifpartnern erhöht werden müssen.  
 
Die Erhöhung der Tarife entspricht den geschätzten Mehrkosten der Pflegeleistungen pro Versorgungsbereich, auf Grundlage einer 
neutralen Kostenfolgeabschätzung (siehe oben) ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des BGAP. Die durch den Regulationseingriff 
entstehenden Mehrkosten sind danach zumindest im stationären und im spitalambulanten Bereich individuell pro Leistungserbringer zu 
ermitteln und adäquat zu finanzieren, unter Berücksichtigung des Pflegebedarfs. Denn die Pflegeleistungen und damit auch die 
Mehrkosten fallen je nach Pflegebedarf der Patient:innen eines Betriebs unterschiedlich aus, weshalb bei der Finanzierung nicht 
einfach die Durchschnittskosten pro Versorgungsbereich herangezogen werden können.  
 
Können sich die Tarifpartner nicht auf eine Tariferhöhung einigen, setzt der zuständige Kanton die Tarife so fest, dass die durch das 
BGAP generierten Mehrkosten gedeckt sind. Die effektiven Mehrkosten werden nach drei Jahren überprüft und die Tarife bei Bedarf 
erneut angepasst. 
 
Ferner werden die Tarife jedes Mal erhöht, wenn der Bundesrat seine Kompetenzen gemäss BGAP nutzt, um die arbeitsrechtlichen 
Auflagen zu verschärfen – sollten diese Kompetenzen denn im BGAP verbleiben. 
 
2.2 Vorschlag zur Anpassung der Pflegefinanzierung 
 
Um die Umsetzung des BGAP sicherzustellen, ist folgende Anpassung der aktuellen Pflegefinanzierung erforderlich:  
 
Der Bundesrat erhöht den Beitrag der obligatorischen Krankenversicherung mit der Inkraftsetzung des BGAP. Die Erhöhung entspricht 
der Hälfte der geschätzten Mehrkosten in allen Kantonen ab dem Zeitpunkt der Inkraftsetzung. Die Kantone oder die Gemeinde tragen 
die übrigen Mehrkosten im Rahmen der Restfinanzierung und weisen diese Zusatzfinanzierung transparent aus. Die Kantone erlassen 

 
1 Im stationären Bereich sind dies SwissDRG (Akutsomatik), TARPSY (Psychiatrie), ST REHA (Rehabilitation), im ambulanten Bereich namentlich TARMED (ab 2026: kohärentes Tarifsystem aus TARDOC 
und Pauschalen), Tarif für ambulante Beratungs- und Pflegeleistungen, TarReha UV/IV/MV (Rehabilitation) sowie Tarif für Dialyseleistungen.  
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insbesondere für die Gemeinden die entsprechenden Vorschriften. Die effektiven Mehrkosten werden nach drei Jahren überprüft und 
die Finanzierung bei Bedarf korrigiert. Der Beitrag der Krankenversicherer und die durch die Kantone zu regelnde Restfinanzierung 
werden jedes Mal angepasst, wenn der Bundesrat seine Kompetenzen gemäss BGAP nutzt, um die arbeitsrechtlichen Auflagen zu 
verschärfen. 
 
Eine solche Vorschrift nimmt die OKP und die Kantone gleichermassen in Pflicht. Die Restfinanzierer müssen den Nachweis erbringen, 
dass sie die Differenz zwischen OKP-Beitragserhöhung und Mehrkosten des BGAP tatsächlich übernommen haben. Bei Kantonen, 
deren Restfinanzierung schon heute bessere Arbeitsbedingungen ermöglicht, ist diese Differenz geringer als bei jenen, die grossen 
Aufholbedarf haben. Somit werden nicht jene belohnt, die einen Rückstand aufweisen. 
 
Die geforderte Anpassung der Pflegefinanzierung ist, ab Inkrafttreten des BGAP einzuführen, und zwar unabhängig davon, ob EFAS 
zur Umsetzung kommt oder nicht. Falls EFAS eingeführt wird, ist die Lösung zu gegebener Zeit in die Tarife zu überführen. 
 
Ergänzungsvorschlag: Einfügen eines neuen Abschnittes "Finanzierung". 
 

2        Antrag auf Präzisierung: 

Für ARTISET Zürich sind die Aussagen, welche in der Pflege tätigen Arbeitnehmer:innen unter den Geltungsbereich des BGAP fallen, 
zu ungenau.  

Deshalb fordert ARTISET Zürich, dass bereits in der Botschaft des BGAP konkretere Aussagen bezüglich der Definition der relevanten 
Pflegeleistungen gemäss Art. 2 BGAP gemacht werden. 

Aus Sicht von ARTISET Zürich soll der Geltungsbereich in erster Linie für Pflegefachpersonen, primär mit Tertiär-Ausbildung, aber auch 
Grundbildung Sek II gelten. Berufsprofile aus dem sozialen Bereich, wie FaBe oder Sozialpädagog:innen bzw. Fürsorger:innen und 
Erzieher:innen sollen weiterhin nicht in den Geltungsbereich des BGAP fallen. 

Die Pflegeleistungen sind auch unter dem Geltungsbereich des BGAP weiterhin unter den Kategorien Krankheit, Unfall und Invalidität 
zu subsummieren. Diese Leistungen werden in erster Linie im KVG und seinen Verordnungen und ergänzend im UVG bzw. IVG inkl. 
Verordnung definiert.  

ARTISET Zürich verlangt, dass der Art. 2 BGAP in diesem Sinne konkretisiert wird, damit klar geregelt ist, welche Arbeitnehmende 
unter welchen Bedingungen unter den Geltungsbereich fallen oder nicht. 
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2 1 

 

a + b Wenn Verleihpersonal ebenfalls dem Gesetz untersteht, bedeutet dies, dass sich die ohnehin höheren Kosten für Leihpersonal 
nochmals erhöhen, da mehr Vollzeitäquivalente (VZÄ) eingekauft werden müssten. Das wird die ohnehin schwierige finanzielle 
Situation der Leistungserbringer nochmals verschärfen. 

Auch diese Mehrkosten müssen deshalb entsprechend abgegolten werden. Dies muss im Gesetzesentwurf geregelt werden. 

2 2 

 

a - c Zu b: Wenn Personen in Ausbildung auch in den Geltungsbereich fallen, stellt sich im Hinblick auf die mögliche Reduktion der 
Arbeitszeit auf z.B. 38 Stunden (gemäss Art. 6 des Entwurfs) die Frage, ob Lernende EFZ und Studierende HF noch ihre praktischen 
Ausbildungsziele erreichen können. 

Abgesehen davon, dass wir Art. 6 grundsätzlich ablehnen, müssten für Personen in Ausbildung unbedingt Ausnahmen von der 
Normalarbeitszeit definiert werden. 

In Verbindung mit Art. 2 Abs. 2 Bst. a - c stellt sich die Frage, auf welcher Abstraktionsstufe die Bezeichnung der Pflegeleistungen 
durch den Bundesrat vorgesehen ist. Nimmt er ausschliesslich auf Handlungskompetenzen bestimmter Abschlüsse Bezug, oder sind 
zusätzlich Hilfspersonen ausserhalb einer strukturierten Ausbildung einbezogen? Diese Frage ist noch zu klären. 

Mit der Unterstellung von Hilfspersonen unter das Gesetz kommt es zu einem massiven Kostenanstieg in bestimmten Berufsgruppen. 
Dies ist weder notwendig noch sinnvoll, zumal die Branche mit diesen Regeln nicht attraktiver wird. Zum Beispiel handelt es sich bei 
Sitzwachen meist um Studenten der Humanmedizin oder der Pflege. Sitzwachen beobachten und sorgen für nicht handlungsfähige 
Patienten, die keinesfalls alleine gelassen werden können, indem sie diese etwa vor Verletzungen (z.B. durch Stürze) und ungewollter 
Manipulation (z.B. der Drainage) schützen. Sitzwachen werden kurzfristig abgerufen, da nicht voraussehbar ist, wann diese benötigt 
werden. Da Art. 13 Abs. 1 des Entwurfs bei Nichteinhalten einer Vorankündigung des Dienstes von 4 Wochen einen finanziellen 
Ausgleich von 25-50 % des geleisteten Einsatzes vorsieht, kommt es zu einer unhaltbaren Erhöhung der Kosten in dieser 
Berufsgruppe. 

Wir beantragen, Art. 2 Abs. 2 Bst. c ersatzlos zu streichen. 

3 1 

 

      Antrag auf Präzisierung: 

In Art. 3 Abs. 1 Bst. a wird umschrieben, welche Einrichtungen unter die Ausnahmeregelung fallen. Der Interpretationsspielraum bei der 
formulierten Definition ist gross. 

In der Botschaft sollen genauere Aussagen zu Umfang und Abgrenzung der Ausnahmen gemacht werden. Damit wird Art. 3 Abs. 1 Bst. 
a konkreter und fassbarer und schafft Rechtssicherheit für die sozialen Einrichtungen. 

ARTISET fordert, dass die Finanzierung von Pflegeleistungen für soziale Einrichtungen über den kantonalen Leistungsvertrag 
bzw. über die Restfinanzierung abgesichert ist. 
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3 3 

 

 Wir befürworten, dass Arbeitnehmende mit einer höheren leitenden Tätigkeit vom Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen 
werden können. Es fragt sich jedoch, was mit «höherer leitender Tätigkeit» genau gemeint ist. 

Wir fordern deshalb eine Präzisierung der Bezeichnung «höhere leitende Tätigkeit». 

Zudem ist diese Bestimmung ohne Gesamtarbeitsvertrag zu ermöglichen. 

4   Im Grundsatz halten wir hier fest, dass die Bestimmungen dieses neuen Gesetzes zu grossen Mehrkosten führen. 

Die Unterfinanzierung der Gesundheitsinstitutionen ist einer der Hauptgründe für die prekäre Situation in der Pflege. Personalkosten 
machen 70% der Gesamtkosten in den Spitälern aus. So trifft der Spardruck insbesondere das Personal, speziell auch in der Pflege. 
Mit den vorgeschlagenen Massnahmen verschärft sich die Situation. 

In diesem Gesetz ist darum in separaten Bestimmungen zu ergänzen, wie die Finanzierung dieser Mehrkosten geregelt wird. 

Um dem fiskalischen Äquivalent zu genügen, sind diese Mehrkosten vom Bund zu tragen. 

5        Antrag auf Streichung: 

Die Festlegung der Höchstarbeitszeit auf 45 Stunden/Woche schränkt die Möglichkeiten ein, bei der Dienstplanung auf die Wünsche 
von Mitarbeitenden einzugehen. So wird es nicht mehr möglich sein, dass Mitarbeitende 6 Tage am Stück arbeiten. Dies wird aber 
insbesondere von Mitarbeitenden, z.B. die in grenznahen Gebieten wohnen, zwei Wohnsitze haben oder die Familie und Beruf vereinen 
müssen, ausdrücklich gewünscht. 

Um Mitarbeitende zu halten, sind die Institutionen darauf angewiesen bei der Dienstplanung auf ihre Wünsche eingehen zu können. 
Hierfür benötigen sie möglichst viele Freiräume. Die Beschränkung der Höchstarbeitszeit läuft dem zuwider. Es ist auf eine Festlegung 
zu verzichten. 

Wird eine Beschränkung der Höchstarbeitszeit trotzdem eingeführt, führt dies zu einem erhöhten Personalbedarf oder zu mehr 
Überzeit. Die Zunahme an Überzeit muss folglich mit mehr Freizeit oder einem Lohnzuschlag abgegolten werden, was wiederum 
finanzielle Folgen hat. Die finanziellen Folgen müssen von Bund, Kantonen und / oder Gemeinden getragen werden. Ohne 
Finanzierung wird diese Massnahme von Seiten ARTISET nicht akzeptiert. Ferner muss zwingend darauf geachtet werden, dass 
weiterhin Jahresarbeitszeit-Modelle in den Institutionen umgesetzt werden können. 

6        Antrag auf Streichung: 
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Um Mitarbeitende zu halten, sind die Institutionen darauf angewiesen bei der Dienstplanung auf ihre Wünsche eingehen zu können. 
Hierfür benötigen sie möglichst viele Freiräume. Eine Einschränkung der Normalarbeitszeit unter 42 Stunden läuft dem zuwider. Es ist 
auf eine Einschränkung zu verzichten. 

Wird eine Beschränkung der Normalarbeitszeit trotzdem eingeführt, führt dies zu einem erhöhten Personalbedarf oder zu mehr 
Überstunden. Die Zunahme an Überstunden muss folglich mit mehr Freizeit oder einem Lohnzuschlag abgegolten werden, was 
wiederum finanzielle Folgen hat. 

Da die Beschränkung der Normalarbeitszeit zu einer kurz- bis mittelfristigen Verknappung des Personals führen wird, werden die 
Institutionen die Überstunden vermehrt mit Auszahlung des Normallohns mit Lohnzuschlag von 25% ausgleichen müssen. Diese 
zusätzlichen Ausgaben müssen finanziert werden. 

Sollte die Institution die Verknappung des Personals mit einer Neueinstellung abfangen können, wird auch die Neueinstellung zu 
zusätzlichen Ausgaben führen, die gedeckt sein müssen.  

7 1 

 

      Antrag auf Anpassung: 

Überstundenarbeit muss entweder durch Freizeit von mindestens gleicher Dauer oder einem freiwählbaren Zuschlag ausgeglichen 
werden. 

Begründung: 
ARTISET Zürich möchte es den Betrieben und den Mitarbeitenden überlassen, ob die Überstundenarbeit mit einem freiwählbarem 
Zuschlag oder Freizeit ausgeglichen wird. So können die Betriebe auf die Wünsche und die betriebliche Situation eingehen. 

Ein Ausgleich im Umfang der geleisteten Überstunden ist ausreichend. Die Fachkräftesituation wird in vielen Betrieben keine höhere 
zeitliche Kompensation erlauben. Ferner ist es wichtig, dass der Ausgleich der Überstunden – unabhängig davon, ob dieser mit Freizeit 
oder Zuschlag ausgeglichen wird, finanziert ist. 

7 2 

 

      Antrag auf Streichung: 

Siehe Antrag auf Anpassung zu Art. 7 Abs. 1. ARTISET Zürich möchte den Betrieben und deren Mitarbeitenden die Wahl lassen, ob die 
Überstundenarbeit mit einem Zuschlag oder Freizeit ausgeglichen wird. 

7 3 

 

      Die Vorgaben sind genügend offen zu halten, um den unterschiedlichen Bedürfnissen der Betriebe und flexiblen Arbeitszeitmodellen 
Rechnung zu tragen. 
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7 4       Bevor der Bundesrat einen höheren Mindestausgleich als nach den Absätzen 1 und 2 festlegt, ist deren Finanzierung sicherzustellen.  

8 2 

 

      Wird der Mindestausgleich durch eine höhere Kompensation erhöht, führt dies zu einem erhöhten Personalbedarf. Wird der 
Mindestausgleich jedoch über Lohnzuschläge abgegolten, so hat dies finanzielle Folgen für den Betrieb.  

ARTISET Zürich fordert, dass die Finanzierung dieser zusätzlichen Ausgaben - sei es durch eine Neueinstellung oder durch die 
zusätzlichen Lohnzuschläge - vor deren Einführung geklärt und sichergestellt werden müssen. 

9 2 

 

      Antrag auf Streichung: 

Wird den Mitarbeitenden mehr Ruhezeit zugestanden, dann verteilt sich die gleiche Arbeit auf weniger Schultern. Was zur Folge hat, 
dass das bestehende Personal schneller ermüdet. Es ist deshalb auf einen höheren Mindestausgleich zu verzichten.  

10 1 

 

      Antrag auf Streichung: 

Gilt die Umkleidezeit neu als Arbeitszeit, verkürzt sich das Arbeitspensum, was wiederum dazu führt, dass sich das Arbeitsaufkommen 
auf weniger Schultern verteilt.  

10 2 

 

 ARTISET Zürich fordert, dass die Finanzierung der Abgeltung der Umkleidezeit vor dessen Einführung geklärt sein muss. Ohne 
Finanzierung keine Einführung der Massnahme. 

11   Antrag auf Präzisierung: 

Aufgrund der Erläuterungen des SECO anlässlich des Informationsanlasses vom 10. Juni 2024 weisen wir darauf hin, dass die 
Formulierung dieser Bestimmung verwirrend ist und zu falschen Schlüssen verleitet. Der Artikel ist entsprechend zu präzisieren. 

11 2 

 

      ARTISET Zürich fordert, dass die Finanzierung der bezahlten Pausen vor dessen Einführung geklärt sein muss. Ohne Finanzierung 
keine Einführung der Massnahme. 

12        Antrag auf Anpassung: 

Der Bundesrat legt fest, in welchem Umfang Bereitschafts- und Pikettdienst als Arbeitszeit gelten und wie Bereitschafts- und 
Pikettdienst auszugleichen sind. 
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Begründung: 

Bereitschafts- und Pikettdienste sind auszugleichen, sofern die Finanzierung sichergestellt ist. Es ist jedoch darauf zu verzichten diese 
als Arbeitszeit zu definieren. Denn wenn die Bereitschafts- und Pikettdienste als Arbeitszeit definiert werden, reduziert sich das 
Arbeitspensum bei gleich bleibender Arbeitslast massiv. 

13 2 

 

 Antrag auf Anpassung und Präzisierung: 
Müssen Arbeitnehmende Einsätze in Abweichung von den angekündigten Dienstplänen leisten, so haben sie Anspruch auf einen 
zusätzlichen zeitlichen oder finanziellen Ausgleich im Umfang von 25–50 Prozent des geleisteten Einsatzes. Der Ausgleich muss, 
sofern es betrieblich möglich ist, in Form von Ausgleichsruhezeit erfolgen. 

Begründung: 
Es ist zu präzisieren ab wann eine Abweichung von den angekündigten Dienstplänen vorliegt. Ist dies schon der Fall, wenn 
Mitarbeitende den Dienst-Tag abtauschen? 

Um die Arbeitgeber-Attraktivität zu erhöhen, sollen die Arbeitgeber zusammen mit den Mitarbeitenden festlegen können, ob sie einen 
finanziellen Ausgleich oder Freizeit erhalten. 

Die zusätzliche Finanzierung kurzfristigen Einsätze kann nicht durch eine Umverteilung der Mehrkosten innerhalb der Institution 
aufgefangen werden. Deshalb fordert ARTISET Zürich, dass die Finanzierung der Mehrkosten zwingend vor Einführung geklärt sein 
muss. 

Zudem weist ARTISET Zürich darauf hin, dass bereits ein finanzieller Ausgleich von 25% für die stationäre Langzeitpflege gemäss 
unseren Berechnungen bedeutende Mehrkosten von 90 Mio. nach sich ziehen wird. 

13 4 

 

 Die zusätzliche Finanzierung kurzfristigen Einsätze kann nicht durch eine Umverteilung der Mehrkosten innerhalb der Institution 
aufgefangen werden. Deshalb fordert ARTISET Zürich, dass der Bundesrat die Finanzierung der Mehrkosten zwingend vor Einführung 
geklärt haben muss. 

14   ARTISET Zürich begrüsst die Anhörung der Sozialpartner vor dem Erlass der Vorschriften. Denn es ist unabdingbar, dass der 
Bundesrat die Gegebenheiten der Branche versteht und kennt, bevor er Vorschriften erlässt. 

ARTISET Zürich betont, dass sich die Ausgangslage und Gegebenheiten zwischen Alters- und Pflegeheime, wie auch der 
Sozialinstitutionen stark von den anderen Settings unterscheidet. Deshalb braucht es eine eigenständige Vertretung gegenüber dem 
Bund aller Alters- und Pflegeheime. 
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15   Wir weisen mit Nachdruck darauf hin, dass die Wirkungen des BGAP nicht nur für die direkte Zielgruppe der Pflegeberufe bestehen, 
sondern auch auf andere Berufe und das Gefüge der Berufsgruppen in Alters- und Pflegeheimen erhebliche Auswirkungen haben 
werden. Diese Auswirkungen sind bisher stark vernachlässigt worden und müssen stärker einbezogen werden. Dies betrifft 
insbesondere auch die GAV-Verhandlungspflicht für einen Teil der Belegschaft der Gesundheitsinstitutionen, die innerbetrieblich zu 
schweren Unstimmigkeiten führen wird. 

Wir beantragen, Art. 15 zu streichen. 

16   Wir weisen mit Nachdruck darauf hin, dass die Wirkungen des BGAP nicht nur für die direkte Zielgruppe der Pflegeberufe bestehen, 
sondern auch auf andere Berufe und das Gefüge der Berufsgruppen in Alters- und Pflegeheimen erhebliche Auswirkungen haben 
werden. Diese Auswirkungen sind bisher stark vernachlässigt worden und müssen stärker einbezogen werden. Dies betrifft 
insbesondere auch die GAV-Verhandlungspflicht für einen Teil der Belegschaft der Gesundheitsinstitutionen, die innerbetrieblich zu 
schweren Unstimmigkeiten führen wird. 

Wir beantragen, Art. 16 zu streichen. 

19   Antrag auf Streichung 
Begründung: 
Die Institutionen sind nicht für die Versorgungsicherheit zuständig. Die Verantwortung liegt beim Bund/Kantonen/Gemeinden. Sie sind 
es, welche die Rahmenbedingungen festlegen. Massnahmen aus diesem Gesetz können von den Institutionen nur umgesetzt werden, 
wenn diese auch durch Bund und Kantone finanziert werden. Auch der Fachkräftemangel wird die Einhaltung von Auflagen 
erschweren. Da ist es nicht angebracht Institutionen für die Rahmenbedingungen, die sie nicht beeinflussen können, zu verklagen.  

20   Antrag auf Streichung 
Begründung: 
Die Institutionen sind nicht für die Versorgungsicherheit zuständig. Die Verantwortung liegt beim Bund/Kantonen/Gemeinden. Sie sind 
es, welche die Rahmenbedingungen festlegen. Massnahmen aus diesem Gesetz können nur umgesetzt werden, wenn diese auch 
durch Bund und Kantone finanziert werden. Es wäre ein Hohn fehlbare Arbeitgeber zu sanktionieren, wenn die Finanzierung durch 
Bund / Kantone / Gemeinde nicht sichergestellt würde oder die Auflagen aufgrund Fachkräftemangel nicht eingehalten werden könnten. 
Entsprechend lehnt ARTISET Zürich diesen Artikel ab. 

22-23   Antrag auf Streichung von Art. 22 und Art. 23 
Begründung: 
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ARTISET Zürich lehnt die Verpflichtung zur Schaffung einer kantonalen Kommission im Bereich der Pflege ab. Der Mehrnutzen von 
solchen Kommissionen ist fragwürdig, insbesondere auch im Verhältnis zum Aufwand. Aus Sicht ARTISET Zürich sollen die 
Entwicklung der Anzahl und der Inhalte der Gesamtarbeitsverträge sowie die Wirksamkeit des Gesetzes insgesamt im Rahmen der 
Evaluation gemäss Art. 24 überprüft werden.  

24   Die Evaluation erfolgt auf Basis des Monitorings durch OBSAN (siehe unsere Bemerkungen zur Art. 22 und 23). 

Weitere Datenerhebungen und Evaluationen führen zu zusätzlicher unnötiger Bürokratie, damit zu mehr Frustration beim Personal und 
Mehrkosten. 

Wir beantragen, Art. 24 zu streichen. 

25   Antrag auf Streichung  
Begründung: 
Die Institutionen sind nicht für die Versorgungsicherheit zuständig. Die Verantwortung liegt beim Bund/Kantonen/Gemeinden. Sie sind 
es, welche die Rahmenbedingungen festlegen. Massnahmen aus diesem Gesetz können nur umgesetzt werden, wenn diese auch 
durch Bund und Kantone finanziert werden. Es wäre ein Hohn fehlbare Arbeitgeber zu sanktionieren, wenn die Finanzierung durch 
Bund / Kantone / Gemeinde nicht sichergestellt würde oder die Auflagen aufgrund Fachkräftemangel nicht eingehalten werden könnten. 
Entsprechend lehnt ARTISET Zürich diesen Artikel ab. 

26   Wir lehnen die Senkung der Höchstarbeitszeit auf 45 Stunden pro Woche ab. Siehe unsere Bemerkungen zu Art. 5 BGAP. 

Folglich ist Art. 26 ebenfalls zu streichen. 

 
 

Bevorzugte Variante zu Art. 15 BGAP 
 Variante 1: Per GAV sind Abweichungen zugunsten und zuungunsten der Arbeitnehmenden möglich 

 Variante 2: Nur Abweichungen zugunsten der Arbeitnehmenden möglich 
 
Fazit 
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 Zustimmung ohne Vorbehalte 

 Zustimmung mit Änderungswünschen / Vorbehalten 

 Grundsätzliche Überarbeitung 

 Ablehnung 
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Gesundheitsberufegesetz (GesBG, SR 811.21) 
Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung 

2 1 + 2 

 

 Wir begrüssen ausdrücklich die Aufnahme des Master of Science Pflege in das Gesundheitsberufegesetz. Es ermöglicht und fördert die 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten in der Pflege und damit die Sicherstellung des Versorgungsbedarfs, welche von Pflegeexpertinnen 
und Pflegeexperten mit MScN APN erbracht werden, sowie eine höhere Attraktivität und Verweildauer in den Pflegeberufen. 

Bei der regulatorischen Umsetzung muss jedoch stärker berücksichtigt werden, dass Absolvierende der höheren Berufsbildung (HBB) 
ebenfalls von diesen attraktiven Weiterentwicklungsmöglichkeiten profitieren können. Ein wesentlicher Faktor ist dabei die in der 
Schweiz etablierte und breit anerkannte Durchlässigkeit zwischen der Höheren Berufsbildung und der Hochschulbildung. Diese ist 
jedoch stark eingeschränkt, wenn man die Dauer bis zum Erhalt einer APN-Qualifikation zwischen den beiden Bildungswegen 
vergleicht. 

Alle Absolvierenden einer HBB in Pflege haben trotz gleicher Studiendauer und gleicher Berufseintrittsbefähigung beim Eintritt in die 
Masterstufe Pflege unverhältnismässig langwierige und deshalb unattraktive Zulassungsbedingungen aufgrund der sogenannten «Best 
Practices» von Swissuniversities. Für die nachgelagerte Stufe NDS HF und HFP sind diese noch unangemessener. 

Angesichts der gleichen Berufseinstiegsqualifikation und des hohen Bedarfs an Personal hält ARTISET Zürich diese für die 
Fachhochschulen äusserst luxuriöse Regelung nicht länger für haltbar. Wir fordern vom Bundesrat, Möglichkeiten für eine Legiferierung 
zu prüfen, die eine deutlich verkürzte Passerelle respektive einen direkten Zugang zum Masterstudium of Science an einer FH oder UH 
für dipl. Pflegefachpersonen HF, HFP und NDS HF zulässt. 

Zusätzlich sollen die ergänzenden Kompetenzen weiterer Abschlüsse der Höheren Berufsbildung (namentlich NDS Anästhesie-, 
Intensiv- oder Notfallpflege sowie Höhere Fachprüfungen) identifiziert und angerechnet werden. Dabei soll sowohl eine pauschale 
Anrechnung aufgrund des Abschlusses sowie eine individuelle Anerkennung von Lernleistungen möglich sein. 

Wir stimmen Artikel 2 zu, stellen jedoch die Forderung nach attraktiven Zulassungsbedingungen für bestimmte Abschlüsse der höheren 
Berufsbildung Pflege. 

Mit Nachdruck weisen wir darauf hin, dass die gesamten Anstrengungen nur fruchten, wenn die Arbeiten auch entsprechend vergütet 
werden. D.h. mit der Einführung der APN-Tätigkeiten muss zwingend auch die Finanzierung geregelt sein. 
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Bevorzugte Variante zu Art. 12 GesBG 
 Variante 1: Gewisse Abschlüsse der Höheren Berufsbildung und Master in Advanced Practice Nursing berechtigen zum 

Erwerb der Berufsausübungsbewilligung als Pflegeexpertin bzw. Pflegeexperte APN 

 Variante 2: Nur der Master in Advanced Practice Nursing berechtigt zum Erwerb der Berufsausübungsbewilligung als 
Pflegeexpertin bzw. Pflegeexperte APN  

 

Fazit 
 Zustimmung 

 Zustimmung mit Änderungswünschen / Vorbehalte 

 Grundsätzliche Überarbeitung 

 Ablehnung 
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Erläuternder Bericht (Gesamterläuterungen) 
Kapitel-Nr. Bemerkung/Anregung 

1.4, S. 9 

 

Gründe für Berufsausstiege und Handlungsspielraum der Akteure bei der Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

In der «Gemeinsame Erklärung zwischen der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren, den Arbeitgeberverbänden und 
den Berufsverbänden/Gewerkschaften» wird auch festgehalten, dass Bund, Kantone, Versicherer und Leistungserbringer unter Einbezug der 
Sozialpartner nach Lösungen für die aktuellen und langfristigen Finanzierungs- und damit verbundene Versorgungsprobleme im Gesundheitswesen 
suchen müssen. Die gemeinsame Erklärung entlässt den Bund nicht aus seiner Verantwortung und ist keinesfalls in diesem Sinne zu verstehen.  

3.5 Abstimmung von Aufgaben und Finanzen 

Aus Sicht von ARTISET Zürich ist nicht haltbar, dass sich der Bundesrat aus der Verantwortung für die Finanzierung herausnimmt. Die 
Finanzierung ist zwingend zu regeln und es muss klar benannt werden, wer für die Mehrkosten, die durch die Anwendung des vorgeschlagenen 
BGAP entstehen, aufkommt. Auch wäre es aus der Sicht von ARTISET wichtig, dass die Mehrkosten pro Massnahme beziffert werden, um eine 
Kosten- und Nutzendiskussion führen zu können. 

5.1 Auswirkungen auf den Bund, indirekte Kosten 

Die Pflegeinstitutionen kämpfen bereits heute mit einer Finanzierungslücke von 200 bis 240 Millionen Franken pro Jahr (SOMED). Die vom Bund 
geforderte interne Umverteilung der Mittel ist deshalb bei den Pflegeheimen nicht möglich. Ohne entsprechende Finanzierung sind die 
Pflegeinstitutionen nicht in der Lage, die zusätzlichen Auflagen der zweiten Etappe der Pflegeinitiative umzusetzen. Ohne die Sicherstellung der 
Finanzierung der arbeitsrechtlichen Auflagen droht die Vorlage kontraproduktiv zu werden: Sie weckt Erwartungen auf die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen, welche in der Umsetzung daran scheitern, dass die Pflegeinstitutionen sie nicht finanzieren können. Eine solche Situation 
würde zu Frustration bei den Pflegenden führen. 

5.3 Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft und die Gesellschaft 

Aus Sicht ARTISET Zürich wäre es wichtig Kostenschätzungen zu den einzelnen Massnahmen zu erstellen. Denn bei der Entscheidung, welche 
Massnahmen mittels BGAP umgesetzt werden soll, muss auch eine Kosten-Nutzen-Diskussion stattfinden. Ohne die Ermittlung eines 
«Preisschildes» pro Massnahme ist dies nicht möglich. 
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Zudem muss die Wirkung der jeweiligen Massnahmen evaluiert werden. Massnahmen, die ihr Ziel verfehlen, sind anzupassen oder gar 
abzuschaffen.  

Ferner weist ARTISET Zürich darauf hin, dass die Institutionen schon heute Schwierigkeiten haben ihre offenen Stellen zu besetzen. Der 
Fachkräftemangel wird sich in den kommenden Jahren zuspitzen. Einerseits aufgrund der demografischen Entwicklung, andererseits auch aufgrund 
der Alterung des Pflegepersonals und der damit verbundenen Pensionierungen. Es ist deshalb fraglich, ob die Ausbildungsoffensive, die im 
Rahmen der 1. Etappe der Pflegeinitiative gestartet wurde, ausreicht, um den kommenden Personalbedarf zu decken. Deshalb sind in der 2. 
Etappe der Pflegeinitiative auf Massnahmen, welche das Arbeitspensum der Pflegefachpersonal reduzieren zu verzichten. Diese führen nämlich 
dazu, dass sich das vorhandene Arbeitsaufkommen auf weniger Schultern verteilt. Sofern nicht mehr Personal rekrutiert werden kann – was 
aufgrund der oben beschriebenen Ausgangslage von Seiten ARTISET Zürich bezweifelt wird - wird dies zu einer zusätzlichen Mehrbelastung des 
bestehenden Personals und zu dessen Ausbrennen führen. Es besteht somit die Gefahr, dass so der Personalbestand nochmals verknappt wird. 

Weiter möchte ARTISET Zürich darauf hinweisen, dass Pflegeinstitutionen nebst Fachpersonen im Bereich der Pflege und Betreuung auch 
Mitarbeiter:innen aus weiteren Branchen beschäftigen. Die Pflege, aber auch die Sozialinstitutionen werden gezwungen sein, die 
Arbeitsbedingungen auch auf die anderen Berufsgruppen auszuweiten. Dies wiederum wird weitere Mehrkosten zur Folge haben, die von den 
verschiedenen Finanzierern getragen werden müssen. 
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Allgemeine Bemerkungen 
Bemerkung/Anregung  

Aus Sicht von ARTISET Zürich ist die Vorlage abzulehnen und massiv zu überarbeiten, … 
- weil sie in erheblichem Ausmass zusätzlich reguliert und damit die immense Bürokratie weiter erhöht und mit den vorgesehenen 
Arbeitsbedingungen den Fachkräftemangel total verschärft 
- und weil die Finanzierung von geplanten Massnahmen nicht geklärt ist. 

Es ist mittlerweile anerkannt, dass die übermässige Regulierung einer der Hauptursachen für den Fachkräftemangel und der Bürokratie im Gesundheitswesen ist. 
Leider schlägt der Bundesrat mit dem neuen Bundesgesetz über die Arbeitsbedingungen in der Pflege zusätzliche Regulierungen vor, die die Situation weiter 
verschärfen werden. 

Die Unterfinanzierung der Gesundheitsinstitutionen ist einer der Hauptgründe für die prekäre Situation in der Pflege. Personalkosten machen mindestens 70% der 
Gesamtkosten in den Alters- und Pflegeheimen aus. So trifft der Spardruck insbesondere das Personal, speziell auch in der Pflege. 

Anstatt die Umsetzung von Art. 117b der Bundesverfassung (Pflegeinitiative) auf geeignete Fördermassnahmen zur Verbesserung der Situation in der Pflege 
auszurichten, schlägt der Bundesrat zusätzliche Zwangsmassnahmen und Regulierung vor. Es wäre dringend angezeigt, die Finanzierung der Leistungen zu 
verbessern und die Auflagen zu verringern, so dass die angestrebten Ziele erreicht werden.  

Durch die verschiedenen Massnahmen, die zu einer Reduktion der Nettoarbeitszeit führen (Reduktion wöchentliche Normalarbeitszeit, bezahlte Pausen, 
Umkleidezeit und Zeitkompensation für kurzfristige Einsätze) wird sich der Fachkräftemangel nochmals deutlich verschärfen. Die Nettoarbeitszeit reduziert sich 
um bis zu 20%, wenn alle vorgeschlagenen Massnahmen umgesetzt werden. Aufgrund der Reduktion der Arbeitszeit müssen erhebliche Mehrstellen in der 
Pflege aufgebaut werden. Wenn die Schaffung von Mehrstellen aus finanziellen Gründen nicht möglich ist oder der Fachkräftemangel dies verunmöglicht, kommt 
es zu einer weiteren Verdichtung der Arbeit in der Pflege. Dies würde die Attraktivität des Pflegeberufes massiv beeinträchtigen und zu einem gegenteiligen Effekt 
führen, als mit der Umsetzung der Pflegeinitiative beabsichtigt wird.  

Der grösste Schwachpunkt der Gesetzesvorlage bildet die ungeklärte Finanzierung der geplanten Massnahmen (vgl. einleitende Bemerkungen zur Vorlage). Die 
im erläuternden Bericlht (S. 47) skizzierte Idee, dass die Mehrkosten durch die Umverteilung der Budgets zugunsten der Pflege aufgefangen werden können, ist 
realitätsfremd und inakzeptabel. Viele Betriebe können bereits heute die laufend steigenden Kosten mit den aktuellen Finanzierungsregelungen nicht mehr 
decken. 

Im BGAP ist in Art. 5–9 sowie 12 und 13 vorgesehen, dass die konkrete Ausgestaltung der einzelnen Massnahmen auf Verordnungsstufe festgelegt werden 
sollen. Entsprechend können zum jetzigen Zeitpunkt die betrieblichen Auswirkungen bzw. deren Umsetzbarkeit sowie die finanziellen Folgen nur sehr beschränkt 
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beurteilt werden. Die Regelungen auf Verordnungsstufe sollen so ausgestaltet sein, dass für die Sozialpartner noch Verhandlungsspielraum bleibt und sie die 
Möglichkeit haben, einen für beide Parteien fairen Konsens auszuhandeln. 

Mit der Gesetzesvorlage wird ausserdem die Pflege in den Anstellungsbedingungen privilegiert. Wenn dies zulasten anderer Berufe erfolgen soll, wird damit der 
betriebsinterne soziale Frieden erheblich gefährdet und das Image der Pflege würde Schaden nehmen. Ausserdem wird der Druck steigen, im Sinne einer 
Gleichbehandlung auch andere Berufsgruppen zu begünstigen. So können z.B. die Umkleidezeiten nicht nur für die Pflege entschädigt werden. Die Regelung 
muss für alle Berufsgruppen gelten, die sich aus betrieblichen Gründen umziehen müssen.  

  

 

  

 
  


